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0, Vorbemerkung 

Ende juli 1992 hat der Bundesminister für Wirtschaft  dem Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-

schung als Spezialthema im Rahmen der Strukturberichterstattung den Forschungsauftrag  erteilt, 

die Wechselwirkungen zwischen Infrastrukturausstattung,  strukturellem Wandel und 

wirtschaftlichem Wachstum zu untersuchen. 

Dabei sind jedoch mehrere Eingrenzungen vorgenommen worden. So soll ausschließlich die 

wirtschaftsnahe Infrastruktur  einbezogen werden; zudem soll das Schwergewicht der 

Betrachtung der materiellen Infrastruktur  gelten. Insbesondere verlangt der Auftrag,  Informatio-

nen über die wirtschaftsnahe Infrastruktur  in den neuen Bundesländern zu bündeln und auf 

dieser Grundlage sowie mit Hilfe eines Vergleichs mit den Erfahrungen in Westdeutschland zu 

Aussagen über ihren Stellenwert für die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Bundes-

ländern zu gelangen. Dabei soll dieser Zusammenhang von Ausstattung mit wirtschaftsnaher 

Infrastruktur  und wirtschaftlicher  Entwicklung in gesamtwirtschaftlicher  Perspektive und 

besonders auch auf regionaler Ebene analysiert werden. 

Dieser thematischen Konkretisierung trägt der Untertitel des Gutachtens wie auch die 

Gliederung Rechnung. Im Rahmen des Gutachtens sind verabredungsgemäß Unteraufträge 

vergeben worden. Die Bundesforschungsanstalt  für Landeskunde und Raumordnung in Bonn 

hat zwei Kurzexpertisen erstellt: "Regionale Inzidenz der Ressourcenausstattung mit 

Gewerbeflächen" (Fabian Dosch) und "Analyse und Bewertung der regionalen Inzidenz der 

Ausstattung mit wissenschaftlichen Einrichtungen" (Ingolf Heiland). In Fragen der Ermittlung 

von Anlagevermögensbeständen nach Errichtung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 

und in Fragen der zukünftigen Entwicklung des Infrastrukturbestandes  in den neuen 

Bundesländern hat mit Herrn Ludwig vom Institut für Wirtschaftsforschung  Halle eine 

Kooperation bestanden. Im April 1993 ist dem Auftraggeber  ein Zwischenbericht zu dem 

Forschungsauftrag  übergeben worden. 
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1. Problemstellung und Zielsetzung 

1.1 Problemstellung 

"Infrastruktur"  ist kein einheitlich idefinierter  Begriff.  Jedem intuitiven Verständnis ist aber 

gemeinsam, daß Infrastruktur  für die wirtschaftliche Entwicklung einer Volkwirtschaft  von 

grundlegender Bedeutung ist. Der Versuch einer Festlegung erfordert  also im Prinzip, die zu 

dem jeweiligen Entwicklungsstand notwendigen infrastrukturellen  Elemente zu benennen. 

Im weiteren Sinne umfaßt Infrastruktur  rechtliche, organisatorische, personelle und materielle 

Bestandteile. Eine Konzentration auf den materiellen (investiven) Aspekt von Infrastruktur 

bedeutet eine wesentliche Verkürzung, die allein aus pragmatischen Gründen vorgenommen 

wird. Gleichwohl läßt sich eine Reihe von Analysen durchführen,  indem z.B: kapital- und 

produktionstheoretische Ansätze um den Faktor Infrastrukturkapital  erweitert und empirisch mit 

Berechnungen des Infrastrukturkapitals  unterlegt werden. Eine solchermaßen eingeschränkte 

Analyse kann deswegen nur ein Baustein einer umfassenderen Bewertung von Infrastruktur 

sein. 

Auch wenn mit Infrastruktur  vor allem öffentliche  Infrastruktur  assoziiert wird, ist unter 

funktionalen Gesichtspunkten die Trennlinie öffentlich-privat  nicht von vornherein sinnvoll. 

Dies gilt einmal wegen der Schwierigkeit einer für verschiedene Volkswirtschaften ver-

bindlichen Abgrenzung des öffentlichen  Sektors, zum anderen aber auch deswegen, weil eine 

effiziente  Organisationsform von einzelnen Infrastrukturbereichen  häufig eine sich im 

Zeitverlauf ändernde Verteilung auf staatliche, private oder gemischtwirtschaftliche Träger 

verlangt. 

Die Themenstellung legt die Analyse des funktionalen Aspekts von Infrastruktur  nahe. Dabei 

steht im Vordergrund, daß Infrastruktur Input für den gesamtwirtschaftlichen Produktionsprozeß 

ist. In funktionaler Sichtweise ist es unmittelbar notwendig zu unterscheiden, ob Infrastruktur 

zu den anderen Inputs in komplementärer oder substitutiver Beziehung steht. Da dies nicht nur 

für das Verhältnis von Infrastruktur  zu Inputs z.B. des produzierenden Gewerbes, sondern auch 

für Infrastrukturbestandteile  untereinander gilt, läßt sich diese Fragestellung nicht auf der 

höchsten Aggregationsstufe bearbeiten. Erst bei stärkerer Disaggregation und Abwägung von 

Einzelbestandteilen der Infrastruktur  untereinander und in Beziehung zu den einzelwirt-

schaftlichen Produktionsprozessen, also insbesondere bei Berücksichtigung der räumlichen 

Verteilung von Wirtschaftsprozessen  und Infrastrukturausstattung,  lassen sich die Wechselwir-
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kungen herausarbeiten und läßt sich z.B. untersuchen, inwieweit ein Mangel an ausgewogener 

Infrastrukturausstattung  die wirtschaftliche Entwicklung behindert. 

1.2 Zielsetzung 

Anlaß für das erneute Interesse an der Fragestellung des Gutachtens war in erster Linie die 

deutsche Vereinigung. Schon vorher war deutlich geworden, daß in der DDR nicht nur die 

Anlagen von Industrie, Handel und Dienstleistungen, sondern auch die Verkehrs- und 

Kommunikationsinfrastruktur,  Energie- und Wasserversorgung sowie die Entsorgung 

heruntergewirtschaftet  waren. Vor diesem Hintergrund wurde unter der Vereinigungsper-

spektive von Anfang an das Ziel verfolgt,  in den neuen Bundesländern das privatwirtschaftliche 

Anlagevermögen ebenso wie das öffentliche  Infrastrukturkapital  so rasch wie möglich zu 

modernisieren. Hierzu ist inzwischen viel auf den Weg gebracht worden. 

Gut drei Jahre nach der deutschen Vereinigung soll versucht werden, diese Zusammenhänge 

zu analysieren. Die Informationslage dafür ist aber immer noch nicht befriedigend. 

Insbesondere fehlt eine Quantifizierung des von der DDR übernommenen Infrastrukturkapitals 

sowie die Kenntnis der Größenordnungen von Abschreibungen und Stillegungen, die aufgrund 

anderer altersmäßger und qualitativer Zusammensetzung stark von den in Westdeutschland 

geltenden Werten abweichen. Solche Quantifizierungen sind für eine ökonomische Analyse 

von grundlegender Bedeutung und sollen - trotz aller noch bestehenden Unsicherheiten - in 

diesem Gutachten versucht werden. Dies geschieht deshalb, weil sich erst vor dem Hintergrund 

von Quantifizierungen des Anlagevermögens beurteilen läßt, in welcher Höhe Infrastruktur-

investitionen zu einer Veränderung des Produktionsfaktors  Infrastruktur  erforderlich  sind. 

Vorstellungen über das Ausmaß von Veränderungen in den neuen Bundesländern lassen sich 

überdies aus einem Vergleich mit der Infrastrukturausstattung  im früheren  Bundesgebiet 

gewinnen. Solche Vorstellungen sollen auch aus Zeitreihen- und Querschnittsanalysen des 

Zusammenhangs von wirtschaftlicher  Entwicklung und Infrastrukturausstattung  sowie ihrer 
ι 

Auslastung und Nutzung im früheren  Bundesgebiet abgeleitet werden. Auf dieser Grundlage 

soll z.B. versucht werden zu beurteilen, inwieweit die Ausstattung mit (wirtschaftsnaher) 

Infrastruktur  für die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Bundesländern notwendig ist. Die 

Standortdebatte auf europäischer und außereuropäischer Ebene - z.B. in den USA - geht 

überwiegend davon aus, daß eine gute Infrastrukturausstattung  als positiver Standortfaktor 

anzusehen ist. Übereinstimmend werden die Regionen im früheren  Bundesgebiet als vergleichs-

weise gut ausgestattet eingeschätzt. Im Zeitverlauf hat sich mit dem Strukturwandel der 
12 


